
Seite 2612 Staatsanzeiger für das Land Hessen — 17. Dezember 2007 Nr. 51

Nr. 2.2 der Richtlinien für die Berechtigung zum Führen von
Dienstkraftfahrzeugen der hessischen Polizei vom 16. Juni 2005
(StAnz. S. 2546) sind entsprechend anzuwenden.

Die Nutzung privater Fahrzeuge ist im Rahmen der Ausübung
der ehrenamtlichen Tätigkeit grundsätzlich nicht gestattet. 

Sind bei dem zuständigen Polizeipräsidium im Einzelfall keine
oder nicht ausreichende Zivilfahrzeuge vorhanden, ist — soweit
möglich — die Nutzung des ÖPNV in Betracht zu ziehen. Dar-
über hinaus können Fahrten der Ehrenamtlichen zu den Ein-
satzorten auch in Fahrzeugen der jeweiligen Kommune erfol-
gen, sofern die Kommune entsprechende Fahrzeuge zur Verfü-
gung stellt.

Können die oben genannten Möglichkeiten nicht genutzt wer-
den, dürfen die Fahrten der Polizeihelferinnen und Polizeihel-
fer in Ausnahmefällen und nur im ausdrücklichen Einverneh-
men mit der zuständigen Polizeidienststelle in privaten Kraft-
fahrzeugen erfolgen. 

Für die Polizeihelferinnen und Polizeihelfer, die mit einem pri-
vaten Kraftfahrzeug von dem Ort des Dienstbeginns zu dem je-
weiligen Einsatzort fahren, besteht Unfallschutz nach § 7 HFPG.

9. Führungs- und Einsatzmittel, Dienstausweis

Die Angehörigen des Freiwilligen Polizeidienstes dürfen nur
die für sie dienstlich zur Verfügung gestellten Führungs- und
Einsatzmittel mitführen und verwenden.

Sie erhalten einen Dienstausweis und sind verpflichtet, diesen
auf Verlangen vorzuzeigen. Der Dienstausweis sowie die wei-
tere Ausrüstung (Mobiltelefon, Pfefferspray, sonstige Streifen-
ausrüstung) werden grundsätzlich zum Dienstbeginn ausgege-
ben und nach Dienstende auf der Dienststelle verwahrt. 

Die Verantwortlichkeit hinsichtlich der Ausgabe und Rück-
nahme der Dienstausweise und Ausrüstung ist durch die Poli-
zeibehörde festzulegen.

10. Dienstbeginn, Dienstende

Grundsätzlich beginnen und beenden die freiwilligen Polizei-
helferinnen und Polizeihelfer ihren Dienst bei der örtlichen Po-
lizeistation/Polizeirevier. In Ausnahmefällen ist es auch mög-
lich, den Dienst am Einsatzort zu beginnen und zu beenden. Die
freiwilligen Polizeihelferinnen und Polizeihelfer setzen sich mit
der zuständigen Polizeidienststelle in Verbindung, um die er-
forderlichen Informationen auszutauschen. Unabhängig davon
sollten die Helferinnen und Helfer mindestens einmal im Mo-
nat ihren Dienst bei der zuständigen Polizeidienststelle begin-
nen, um zum Beispiel den monatlichen Dienstplan und weitere
grundsätzliche Absprachen zu treffen sowie einsatzrelevante
Vorkommnisse zu besprechen.

Die Polizeihelferinnen und Polizeihelfer haben nach Einsatz-
ende ihre Tätigkeit in einem Einsatzbericht zu dokumentieren,
der durch den Verantwortlichen/die Verantwortliche der Poli-
zeistation/Polizeirevier gesichtet und geprüft wird. Diese Be-
richte sind in geeigneter Form zu verwahren und bilden die
Grundlage für die Erstattung der Aufwandsentschädigungen so-
wie für regelmäßig oder anlassbezogen zu fertigende Erfahrungs-
berichte.

11. Rechtsstellung und Pflichten (zu § 7 HFPG)

Weisungen an die Angehörigen des Freiwilligen Polizeidienstes
können im Rahmen der Dienstleistung sowie bei der Aus- und
Fortbildung erfolgen.

Die Angehörigen des Freiwilligen Polizeidienstes sind Amts-
träger im Sinne von § 11 Abs. 1 Nr. 2 c StGB.

Der Ersatz von Sachschäden ist in § 7 HFPG in Verbindung mit
§ 94 des Hessischen Beamtengesetzes (HBG) geregelt. Trotz der
Streichung des § 94 HBG durch das Gesetz vom 17. Oktober 2005
(GVBl. I S. 674) findet die Vorschrift im HFPG weiterhin An-
wendung, da es sich um eine so genannte statische Verweisung
handelt.

12. Aufwandsentschädigung (zu § 8 HFPG)

Eine Aufwandsentschädigung wird auf Antrag nach Maßgabe
des § 20 HSOG-DVO für Dienstleistungen sowie für Aus- und
Fortbildungszeiten gewährt. Die genauen Zeiten sind durch die
Polizeidienststellen zu erfassen und an die beteiligten Kommu-
nen zu melden. Die Zahlung der Aufwandsentschädigung erfolgt
unmittelbar von der Kommune an die freiwilligen Polizeihelfe-
rinnen und Polizeihelfer. 

Durch die Gewährung der Aufwandsentschädigung werden alle
anfallenden Kosten (zum Beispiel Fahrten von und zur Dienst-
verrichtung und für Verpflegung) abgegolten. Zulagen und
Reisekostenvergütungen werden nicht gezahlt.

Auf die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Steuerabzug
vom Arbeitslohn (Lohnsteuer-Richtlinie 2002 — LStR 2002, 
R 13) wird hingewiesen.
Im Falle einer Überschreitung der Freibetragsgrenze sind die
anfallenden Abgaben durch die freiwilligen Polizeihelferinnen
und Polizeihelfer selbst zu tragen.

13. Berichtspflichten

Die Polizeipräsidien, die einen Freiwilligen Polizeidienst ein-
gerichtet haben, legen unter Beteiligung der Städte und Ge-
meinden dem Landespolizeipräsidium, Referat Einsatz (LPP 1),
jährlich einen Erfahrungsbericht vor. Als Termin für die Vor-
lage ist Ende Januar des Folgejahres vorgesehen. Unabhängig
davon ist über außerordentliche Vorkommnisse unverzüglich zu
berichten.

14. Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Die Verwaltungsvorschrift tritt am Tage nach der Veröffentli-
chung in Kraft. Die Erlasse 
• Zahlung der Aufwandsentschädigung vom 28. April 2003,

LPP 11 kl — 21 b 02 33 (n. v.),
• Fahrten mit privaten Kraftfahrzeugen im Dienst vom 31. Au-

gust 2004, LPP 11 kl — 21 b 02 33 (n. v.),
• Einsatz der Helferinnen und Helfer vom 17. Januar 2006, LPP

11 kl — 21 b 02 33 (n. v.),
• Aufnahme in den FPolD vom 7. Juli 2006, LPP 11 kl — 21 b

02 33 (n. v.)
treten außer Kraft.

Wiesbaden, 29. November 2007

Hessisches Ministerium
des Innern und für Sport
Landespolizeipräsidium 
LPP 11 kl 21 b 02 33
— Gült.-Verz. 3100 —
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Landtagswahl am 27. Januar 2008;
h i e r : Genehmigung der Verwendung von Wahlgeräten

1. Nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 der Wahlgeräteverordnung —
WahlGV — vom 12. Oktober 2005 (GVBl. I S. 715), geändert
durch Verordnung vom 14. Dezember 2006 (GVBl. 2007 I S. 26),
dürfen Geräte, einschließlich der betriebsnotwendigen Spei-
chervorrichtungen, Programme und sonstigem Zubehör, die bei
Wahlen und Abstimmung der Abgabe und Zählung von Wäh-
lerstimmen dienen (Wahlgeräte), bei Landtagswahlen nur ein-
gesetzt werden, wenn ihre Bauart zugelassen und ihre Ver-
wendung genehmigt ist. 

2. Nach § 1 Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WahlGV
gelten Wahlgeräte einer Bauart, die das Bundesministerium des
Innern für Europa- oder Bundestagswahlen zugelassen hat,
auch für Landtagswahlen als zugelassen. Das Bundesministe-
rium des Innern hat mit Bescheid vom 2. November 2007 (BAnz.
S. 8019) die Wahlgeräte der Herstellerfirma
N.V. Nederlandsche Apparatenfabriek NEDAP
(NEDAP Specials)
Parallelweg 2 G/P.O. Box 105
7140 AC Groenlo
Niederlande
vom
— Typ ESD1 mit Steuerungsprogramm Typ SSD1, Hardware-

Version (HW) 01.03, ID: JM4Cxxxx, und Hardware-Version
01.04, ID: JM4Cxxxx, jeweils mit der Softwareversion (SW)
03.11 mit der Software-Identifikation
— ID: Checksumme gerade: 0094D3E5 (Hexadezimal)
— ID: Checksumme ungerade: 00BC5EEE (Hexadezimal)
und mit Speichermodul:
— Typ ESD1 (HMT) ID: K13Cxxxx bis S43Cxxxx oder
— Typ ESD1 (SMD) ID: ab S53Cxxxx

— vom Typ ESD2 mit Steuerungsprogramm Typ SSD1, Hard-
ware-Version (HW) 01.02, ID: JM41xxxx, und Hardware-
Version 02.00, ID: JM41xxxx, jeweils mit der Software-
version (SW) 03.11 mit der Software-Identifikation
— ID: Checksumme gerade: 0094D3E5 (Hexadezimal)
— ID: Checksumme ungerade: 00BC5EEE (Hexadezimal)
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mit Programmspeicher-Bausteinen:

— ID: Checksumme gerade: 01639C7F (Hexadezimal)

— ID: Checksumme ungerade: 01A98E1A (Hexadezimal)

oder

— ID: Checksumme gerade: 0094D3E5 (Hexadezimal)

— ID: Checksumme ungerade: 00BC5EEE (Hexadezimal)

und jeweils mit dem Speichermodul Typ ESD1 ID:
JM30xxxx

für die Wahlen zum Deutschen Bundestag und die Wahlen der
Abgeordneten des Europäischen Parlaments in der Bundesre-
publik Deutschland mit den folgenden Auflagen zugelassen:

— Der Inhaber der Bauartzulassung muss jedem in den Ver-
kehr gebrachten Wahlgerät eine Baugleichheitserklärung
im Sinne von § 2 Abs. 6 der Bundeswahlgeräteverordnung
vom 3. September 1975 (BGBl. I S. 2459), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 20. April 1999 (BGBl. I S. 749), bei-
fügen; diese muss folgende Angaben enthalten:

— Wahlgeräte-Typ mit Typenbezeichnung des Steue-
rungsprogramms

— Geräte-ID (Identnummer),

— Hardware-Versionsnummer,

— Software-Versionsnummer,

— Checksumme gerade und 

— Checksumme ungerade.

— Daneben muss jedem in den Verkehr gebrachten Wahlge-
rät die von der PTB geprüfte Bedienungsanleitung Wahl-
gerät ESD1 und ESD2 vom 28. September 2007, die insbe-
sondere Sicherheitshinweise und eine Kurzanleitung für
den Wahlvorstand sowie die Auslieferung eines Geräte-
passes und eines Geräte-Begleitscheins beinhaltet, beige-
fügt werden.

Die vorgenannten Wahlgeräte sind unter Beachtung der Auf-
lagen danach auch für die Landtagswahl am 27. Januar 2008
zugelassen.

3. Die Verwendung der in Nr. 2 genannten Wahlgeräte genehmige
ich nach § 1 Abs. 6 WahlGV für die Landtagswahlen am 27. Ja-
nuar 2008 mit folgenden Maßgaben:

3.1 Die in den Prüfberichten der Physikalisch-Technischen
Bundesanstalt für die jeweiligen Gerätetypen [mit Bericht vom
11. Oktober 2007 (Geschäftszeichen: PTB-8.51-003.07) ge-
prüftes Baumuster vom Typ ESD1 der HW-Version 01.03, ID:
P5401260, mit Bericht vom 11. Oktober 2007 (Geschäftszeichen:
PTB-8.51-006.07) geprüftes Baumuster vom Typ ESD1 der
HW-Version 01.04, ID: L5400568, mit Bericht vom 24. Okto-
ber 2007 (Geschäftszeichen: PTB-8.51-004.06) geprüftes Bau-
muster vom Typ ESD2 der HW-Version 01.02, ID: S4410130
und mit Bericht vom 11. Oktober 2007 (Geschäftszeichen: PTB-
8.51-001.06) geprüftes Baumuster vom Typ ESD2 der HW-
Version 02.00, ID: S4410190 und U1410354] genannten wahl-
technischen Grenzwerte sind einzuhalten; insbesondere sind
folgende Vorgaben zu beachten bzw. Einstellungen vorzuneh-
men:

— Allgemein: Speichermodul mit maximal 13 696
Speicherplätzen

— Zahl der Wähler Zahl der Wähler pro Speichermodul:
pro Speichermodul: W = 13 696/(S+A) — 7, wobei 

W = Anzahl der Wähler

S = Zahl der Stimmen eines Wäh-
lers für alle Wahlen zusammen

A = Anzahl der programmierten
Wahlen

Ist weniger Speicherplatz vorhanden
als für sieben Wähler, muss ein neues
Speichermodul verwendet werden;
wenn nur eine Landtagswahl durch-
geführt wird, können max. 4 558 Wäh-
ler pro Speichermodul an der Land-
tagswahl teilnehmen.

— Wahltypen: Nur Typ N1 (einfache Wahl bzw. „1
Stimme/Teil“).

— Anzahl der 
Auswahllisten: 2

— Reihenfolge der 
Auswahllisten: Frei.

— Anzahl der Stimmen 
pro Auswahlliste: 1

— Drucktyp: 2

— Mehrfach- oder 
automatische 
Wiederfreigabe: Nein.

— Zahl der Wahlen: Maximal zwei Wahlen pro Speicher-
modul.

— Wahlvorschläge: Maximal 99 Wahlvorschläge pro
Auswahlliste; bei der Landtagswahl
gibt es zwei Auswahllisten; jeweils
eine für die Wahlkreisbewerber und
eine für die Landeslisten.

— Wahltastentableau: Maximal 1 116 frei programmier-
bare Tasten; bei Landtagswahlen für
Wahlvorschläge und für die Tasten
„ungültige Stimme“, „Korrektur“
und „Stimmabgabe“. Da die Tasten
des Tastentableaus in 31 Reihen und
36 Spalten angeordnet sind, ist die
Zahl der Wahlvorschläge pro Aus-
wahlliste auf 31 beschränkt.

3.2 Rechtzeitig vor jeder Wahl sind an zentraler Stelle in der Ge-
meindebehörde mit besonderer Sorgfalt die Speichermodule je-
des Wahlgeräts mit dem korrekten Wahltyp (Wahltyp N1 für
die Landtagswahl) und korrekten Parameterwerten unter Zu-
hilfenahme der Initialisierungs-Software zu programmieren.
Dabei ist insbesondere Folgendes zu beachten:

— Zur Wahrung des Wahlgeheimnisses müssen in jedem ver-
wendeten Speichermodul hinreichend viele Stimmen ge-
speichert werden; die maximal möglichen Stimmen sollen
vor der Wahl abgeschätzt werden, damit möglichst pro
Wahlgerät ein Speichermodul zur Stimmenspeicherung
ausreicht.

— Die Tasten „Stimmabgabe“ und „Korrektur“ sollen zu-
sätzlich auf dem Wahltableau so programmiert werden,
dass sie auch für behinderte Wahlberechtigte leicht zu-
gänglich sind.

— Die Nummern der Wahlvorschläge müssen innerhalb einer
Auswahlliste eindeutig sein (das heißt keine doppelte oder
mehrfache Vergabe der gleichen Nummer).

— Die Reihenfolge der Wahlvorschläge und die Beschriftung
der Wahlgeräte muss dem amtlichen Stimmzettel für den
betreffenden Wahlkreis entsprechen. Das an die letzte Lan-
desliste anschließende Feld auf dem Gerät für die Landes-
stimme sowie das Feld mit der gleichen Nummer auf dem
Gerät für die Wahlkreisstimme sind mit „Ungültig“ zu ver-
sehen. Ist für eine Partei oder Wählergruppe eine Landes-
liste, aber kein Kreiswahlvorschlag zugelassen worden, so
bleibt das entsprechende Feld auf dem Gerät für die Wahl-
kreisstimme unbeschriftet; das Wahlgerät ist an dieser Stelle
für die Stimmabgabe zu sperren.

— Es dürfen keine Stimmzettel oder Auswahllisten ohne Tas-
ten und keine Tasten ohne dazugehörige Stimmzettel oder
Auswahllisten programmiert werden.

— Die Wahltypen müssen eindeutig (unterscheidbar) benannt
werden.

— Die Texte, die den Zustand des Wahlgeräts (Freigabe, Spei-
cherung von Stimmen oder Sperrung gegen Stimmabgaben)
anzeigen, müssen eindeutig (unterscheidbar) gewählt wer-
den.

— Für die geographischen Ordnungsmerkmale sind die Be-
griffe „Wahlbezirk“ und „Wahlkreis“ vorgeschrieben.

3.3 In dem jeweiligen Wahlkreis dürfen sich keine Wahlkreisbe-
werberinnen und Wahlkreisbewerber zur Wahl stellen, die
nach §§ 18 Abs. 1, 19 Abs. 3 LWG von Wahlberechtigten oder
von einer Partei oder Wählergruppe vorgeschlagen sind, für die
keine Landesliste zugelassen ist.

3.4 Jeder Bedienungsanleitung muss auch der entsprechende An-
hang für die Durchführung von Landtagswahlen in Hessen
beiliegen.

3.5 Die Funktionsfähigkeit und die Richtigkeit der Programmie-
rung ist rechtzeitig vor der Wahl anhand der Bedienungsan-
leitungen und Wartungsvorschriften vom Hersteller oder von
der Gemeindebehörde zu überprüfen und festzustellen (§ 4
Abs. 1 Satz 1 WahlGV). Darüber hinaus ist mit mindestens ei-
nem Wahlgerät in der Gemeinde ein Probelauf durchzuführen,
der die richtige Registrierung der abgegebenen Stimmen er-
weist. Der Probelauf ist von einem unabhängigen Gremium
durchzuführen, das entsprechend den für die Bildung eines
Wahlvorstands geltenden LWG- und LWO-Bestimmungen ein-
zurichten ist (Probewahlvorstand). Der Probewahlvorstand
wählt das zu erprobende Wahlgerät aus; der Probelauf muss
hinsichtlich des Wähleraufkommens und der Dauer dem Ab-
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lauf einer regulären Wahlhandlung in einem Wahlbezirk ent-
sprechen. Im Anschluss an die Dokumentation des erfolgrei-
chen Probelaufs sind die Speichermodule des Gerätes zu lö-
schen.

3.6 Die Wahlgeräte sind von der Gemeindebehörde mit dem Ab-
schluss dieser Feststellung nach § 4 Abs. 1 Satz 2 WahlGV zu
versiegeln; dabei müssen zuvor auch die vom Gerätehersteller
angebrachten Siegel an der Elektronikeinheit des Wahlgerä-
tes anhand des Gerätepasses kontrolliert werden (vgl. Nr. 3.2.10
der Bedienungsanleitung zu den Wahlgeräten ESD1 und ESD2
vom 28. September 2007).

3.7 Die Gemeindebehörde hat die Wahlgeräte nach § 4 Abs. 1
Satz 2 WahlGV nach der Versiegelung so zu verwahren, dass
sie Unbefugten nicht zugänglich sind; dies gilt auch für die
Speichermodule. Für die sichere Verwahrung der Wahlgeräte
ist eine verantwortliche Person zu benennen. Die Art der Ver-
wahrung sowie die tatsächliche Sachherrschaft über die Ge-
räte sind unter Angabe von Namen, Zeiten und Orten lücken-
los zu dokumentieren; Übergaben sind zu quittieren. Dies gilt
für die Zeit von der Übergabe des Wahlgerätes durch den Her-
steller bis zur Aufhebung der Sperrung, Sicherung und Ver-
siegelung des Wahlgerätes durch den Landeswahlleiter nach
§ 14 Abs. 3 WahlGV.

3.8 Alle Zugriffe von Personen auf das Wahlgerät oder die Spei-
chermodule sind von der verantwortlichen Person nach Nr. 3.7
unter Angabe der Art des Zugriffs, dem Datum, der Uhrzeit
und Dauer des Zugriffs sowie des Namens und der Funk-
tionsbezeichnung der jeweiligen Personen zu dokumentieren;
dabei ist sicherzustellen, dass die Zugriffe stets unter gegen-
seitiger Kontrolle durch mindestens zwei Personen erfolgen.
Mit Ausnahme der Zeit, in der sich das Wahlgerät in der Ob-
hut des Wahlvorstandes befindet, gilt die Verpflichtung zur Do-
kumentation der Zugriffe für die gesamte Zeit von der Über-
gabe des Wahlgerätes durch den Hersteller bis zur Aufhebung
der Sperrung, Sicherung und Versiegelung des Wahlgerätes
durch den Landeswahlleiter nach § 14 Abs. 3 WahlGV.

3.9 Die Dokumentationen nach Nr. 3.7 und 3.8 sind von der Ge-
meindebehörde sicher zu verwahren und bis zur Aufhebung der
Sperrung, Sicherung und Versiegelung des Wahlgerätes durch
den Landeswahlleiter nach § 14 Abs. 3 WahlGV aufzubewah-
ren.

3.10 Vor Beginn der Stimmabgabe hat der Wahlvorstand zunächst
die Versiegelung durch die Gemeindebehörde und danach die
Versiegelung durch den Gerätehersteller anhand des Geräte-
begleitscheins zu kontrollieren. Vor Öffnung des Wahlgerätes
zur Prüfung der Herstellerversiegelung ist zu dokumentieren,
ob das Gerätesiegel unversehrt war.

3.11 Vor Beginn der Stimmabgabe hat der Wahlvorstand die Rich-
tigkeit des programmierten Wahltyps und der Parameterein-
stellungen anhand des Prüfprotokolls sowie die Übereinstim-
mung des gerätespezifischen Stimmzettels mit dem amtlichen
Stimmzettel zu kontrollieren und zu bestätigen.

3.12 Bei leichten Problemen während des Wahlvorgangs (zum Bei-
spiel eine verklemmte Wahltableau-Taste) darf der Wahlvor-
stand, um das Wahlgeheimnis zu wahren, nicht an das Wahl-
gerät treten, sondern muss die Wahlfreigabe mit Hilfe des F-
Schlüssels zurücknehmen oder die Stromversorgung durch
Aus- und wieder Einschalten des Wahlgeräts unterbrechen; der
Wähler muss mit der Stimmabgabe neu beginnen.

3.13 Bei einem Stromausfall während der Stimmenspeicherung darf
das Speichermodul nicht entfernt werden. Für die Ersatz-
stromquelle wird eine Kapazität von mindestens 30 Ah zur Si-
cherstellung eines Ersatzbetriebes von mindestens 13 Stunden
ohne Auswechselung empfohlen.

3.14 Der vom Wahlgerät hergestellte Ergebnisausdruck muss so ge-
lagert werden, dass er bis zur Aufhebung der Sperrung, Si-
cherung und Versiegelung des Wahlgerätes durch den Lan-
deswahlleiter nach § 14 Abs. 3 WahlGV zur Dokumentation des
Wahlergebnisses geeignet ist oder es muss von ihm eine be-
glaubigte Ablichtung gemacht werden.

3.15 Für den Fall, dass Fehler auftraten, die Einfluss auf das Wahl-
ergebnis gehabt haben könnten, hat die Gemeindebehörde nach
der Wahl mit dem Hersteller eine (gemeinsame) Auswertung
der Fehlerspeicher vorzunehmen.

3.16 Die Wahlgeräte und die Stimmenspeicher sind vom Wahlvor-
steher nach Schließung der Wahlhandlung nach § 8 WahlGV
erneut zu versiegeln.

4. Wahlgeräte der genannten Bauart können auch in einzelnen
Wahlbezirken eingesetzt werden.

5. Ich bitte die Kreiswahlleiter, die Gemeinden von der Zulassung
und Genehmigung der Wahlgeräte zu unterrichten; über die Ge-
nehmigung von Wahlgeräten für gleichzeitig durchgeführte

Direktwahlen werden die Kreisausschüsse der Landkreise und
Magistrate der kreisfreien Städte gesondert informiert.

6. Die Vordrucke für die Wahlniederschrift über die Ermittlung
und Feststellung des Ergebnisses der Wahl zum Hessischen
Landtag im Wahlbezirk unter Verwendung eines Wahlgerätes
(Anlage 2 zur WahlGV) werden, wie in dem Wahlerlass Nr.
L 5 vom 29. Mai 2007 angekündigt. 

Wiesbaden, 6. Dezember 2007

Hessisches Ministerium
des Innern und für Sport
II 1 — 03 e 32 — 02 — 07/001

StAnz. 51/2007 S. 2612

Genehmigung der Verwendung von Wahlgeräten für Direkt-
wahlen und Bürgerentscheide
1. Nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 3 der Wahlgeräteverordnung

— WahlGV — vom 12. Oktober 2005 (GVBl. I S. 715), geändert
durch Verordnung vom 14. Dezember 2006 (GVBl. 2007 I S. 26),
dürfen Geräte, einschließlich der betriebsnotwendigen Spei-
chervorrichtungen, Programme und sonstigem Zubehör, die bei
Wahlen und Abstimmung der Abgabe und Zählung von Wäh-
lerstimmen dienen (Wahlgeräte), bei Direktwahlen und Bür-
gerentscheiden nur eingesetzt werden, wenn ihre Bauart zu-
gelassen und ihre Verwendung genehmigt ist. 

2. Nach § 1 Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 3
WahlGV gelten Wahlgeräte einer Bauart, die das Bundesmi-
nisterium des Innern für Europa- oder Bundestagswahlen zu-
gelassen hat, auch für Direktwahlen und Bürgerentscheide als
zugelassen. Das Bundesministerium des Innern hat 

2.1 die Wahlgeräte

vom Typ „080900 Schematus“, „Schematus E“, „Schematus
EU“

Hersteller:

Müller & Lorenz GmbH
Stimmzählgeräte und Apparatebau
Hainaer Weg 26
35444 Biebertal

Herstellerwartung:

Johann Groß Feinmechanik
Dürerstraße 14
64319 Pfungstadt-Hahn

und vom Typ „System Darmstadt“ und „System Darmstadt T“

Hersteller:

Johann Groß Feinmechanik
Dürerstraße 14
64319 Pfungstadt-Hahn

2.2 sowie die Wahlgeräte der Herstellerfirma

N.V. Nederlandsche Apparatenfabriek NEDAP
(NEDAP Specials)
Parallelweg 2 G/P.O. Box 105
7140 AC Groenlo
Niederlande

— vom Typ ESD1 mit Steuerungsprogramm Typ SSD1, Hard-
ware-Version (HW) 01.03, ID: JM4Cxxxx, und Hardware-
Version 01.04, ID: JM4Cxxxx, jeweils mit der Software-
version (SW) 03.11 mit der Software-Identifikation

— ID: Checksumme gerade: 0094D3E5 (Hexadezimal)

— ID: Checksumme ungerade: 00BC5EEE (Hexadezimal)

und mit Speichermodul:

— Typ ESD1 (HMT) ID: K13Cxxxx bis S43Cxxxx oder

— Typ ESD1 (SMD) ID: ab S53Cxxxx

— und vom Typ ESD2 mit Steuerungsprogramm Typ SSD1,
Hardware-Version (HW) 01.02, ID: JM41xxxx, und Hard-
ware-Version 02.00, ID: JM41xxxx, jeweils mit der Soft-
wareversion (SW) 03.11 mit der Software-Identifikation

— ID: Checksumme gerade: 0094D3E5 (Hexadezimal)

— ID: Checksumme ungerade: 00BC5EEE (Hexadezimal)

mit Programmspeicher-Bausteinen:

— ID: Checksumme gerade: 01639C7F (Hexadezimal)

— ID: Checksumme ungerade: 01A98E1A (Hexadezimal)

oder

1190
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— ID: Checksumme gerade: 0094D3E5 (Hexadezimal)
— ID: Checksumme ungerade: 00BC5EEE (Hexadezimal)
und jeweils mit dem Speichermodul Typ ESD1 ID:
JM30xxxx

für die Wahlen zum Deutschen Bundestag und die Wahlen der
Abgeordneten des Europäischen Parlaments in der Bundesre-
publik Deutschland zugelassen. 

2.3 Dabei wurden für die Zulassung der Wahlgeräte in Nr. 2.2 fol-
gende Auflagen bestimmt:
— Der Inhaber der Bauartzulassung muss jedem in den Ver-

kehr gebrachten Wahlgerät eine Baugleichheitserklärung
im Sinne von § 2 Abs. 6 der Bundeswahlgeräteverordnung
vom 3. September 1975 (BGBl. I S. 2459), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 20. April 1999 (BGBl. I S. 749), bei-
fügen; diese muss folgende Angaben enthalten:
— Wahlgeräte-Typ mit Typenbezeichnung des Steue-

rungsprogramms
— Geräte-ID (Identnummer),
— Hardware-Versionsnummer,
— Software-Versionsnummer,
— Checksumme gerade und 
— Checksumme ungerade.

— Daneben muss jedem in den Verkehr gebrachten Wahlge-
rät die von der PTB geprüfte Bedienungsanleitung Wahl-
gerät ESD1 und ESD2 vom 28. September 2007, die insbe-
sondere Sicherheitshinweise und eine Kurzanleitung für
den Wahlvorstand sowie die Auslieferung eines Geräte-
passes und eines Geräte-Begleitscheins beinhaltet, beige-
fügt werden.

2.4 Die vorgenannten Wahlgeräte sind unter Beachtung der Auf-
lagen für Wahlgeräte nach Nr. 2.2 danach auch für Direkt-
wahlen und Bürgerentscheide zugelassen.

3. Die Wahlgeräte in Nr. 2.1 genehmige ich nach § 1 Abs. 6
WahlGV für Direktwahlen und Bürgerentscheide mit folgen-
den Maßgaben:

3.1 Bei Verwendung der Wahlgeräte „080900 Schematus“, „Darm-
stadt“ und „Darmstadt T“ dürfen nicht mehr als neun und bei
Verwendung der Wahlgeräte „Schematus E“ und „Schematus
EU“ nicht mehr als fünfzehn Wahlvorschläge zugelassen wor-
den sein.

3.2 Jedem der in Verkehr gebrachten Wahlgeräte muss eine Er-
klärung über die Baugleichheit des mit dem in der Bauartzu-
lassung identifizierten und geprüften Baumusters (Baugleich-
heitserklärung) beigefügt werden, § 1 Abs. 4 WahlGV.

3.3 In Gemeinden, die keine Briefwahlvorstände berufen, dürfen
Wahlgeräte nur verwendet werden, wenn in mindestens einem
Wahl- oder Stimmbezirk mit Stimmzetteln gewählt wird und
dem entsprechenden Wahlvorstand die Aufgaben eines Brief-
wahlvorstandes übertragen werden, § 16 WahlGV.

3.4 Der Gemeindevorstand hat die Wahlgeräte nach §§ 4 Abs. 1
Satz 2, 15 WahlGV nach der Versiegelung so zu verwahren, dass
sie Unbefugten nicht zugänglich sind. Für die sichere Ver-
wahrung der Wahlgeräte ist eine verantwortliche Person zu be-
nennen. Die Art der Verwahrung sowie die tatsächliche Sach-
herrschaft über die Geräte sind unter Angabe von Namen, Zei-
ten und Orten lückenlos zu dokumentieren; Übergaben sind zu
quittieren. Dies gilt für die Zeit von der Übergabe des Wahl-
gerätes durch den Hersteller bis zur Aufhebung der Sperrung,
Sicherung und Versiegelung des Wahlgerätes nach § 22 Abs. 3
WahlGV.

3.5 Alle Zugriffe von Personen auf das Wahlgerät sind von der ver-
antwortlichen Person nach Nr. 3.4 unter Angabe der Art des
Zugriffs, dem Datum, der Uhrzeit und Dauer des Zugriffs so-
wie des Namens und der Funktionsbezeichnung der jeweiligen
Person zu dokumentieren; dabei ist sicherzustellen, dass die Zu-
griffe stets unter gegenseitiger Kontrolle durch mindestens
zwei Personen erfolgen. Mit Ausnahme der Zeit, in der sich das
Wahlgerät in der Obhut des Wahlvorstandes befindet, gilt die
Verpflichtung zur Dokumentation der Zugriffe für die gesamte
Zeit von der Übergabe des Wahlgerätes durch den Hersteller
bis zur Aufhebung der Sperrung, Sicherung und Versiegelung
des Wahlgerätes nach § 22 Abs. 3 WahlGV.

3.6 Die Dokumentationen nach Nr. 3.4 und 3.5 sind vom Gemein-
devorstand sicher zu verwahren und bis zur Aufhebung der
Sperrung, Sicherung und Versiegelung des Wahlgerätes nach
§ 22 Abs. 3 WahlGV aufzubewahren.

3.7 Vor Beginn der Stimmabgabe hat der Wahlvorstand die Ver-
siegelung durch den Gemeindevorstand und die Übereinstim-
mung des gerätespezifischen Stimmzettels mit dem amtlichen
Stimmzettel zu kontrollieren und zu bestätigen.

3.8 Die Wahlgeräte sind vom Wahlvorsteher nach Schließung der
Wahlhandlung nach §§ 8, 15 WahlGV erneut zu versiegeln.

4. Die Wahlgeräte in Nr. 2.2 genehmige ich nach § 1 Abs. 6
WahlGV für Direktwahlen und Bürgerentscheide mit folgen-
den Maßgaben:

4.1 Die in den Prüfberichten der Physikalisch-Technischen
Bundesanstalt für die jeweiligen Gerätetypen [mit Bericht vom
11. Oktober 2007 (Geschäftszeichen: PTB-8.51-003.07) ge-
prüftes Baumuster vom Typ ESD1 der HW-Version 01.03, ID:
P5401260, mit Bericht vom 11. Oktober 2007 (Geschäftszeichen:
PTB-8.51-006.07) geprüftes Baumuster vom Typ ESD1 der
HW-Version 01.04, ID: L5400568, mit Bericht vom 24. Okto-
ber 2007 (Geschäftszeichen: PTB-8.51-004.06) geprüftes Bau-
muster vom Typ ESD2 der HW-Version 01.02, ID: S4410130
und mit Bericht vom 11. Oktober 2007 (Geschäftszeichen: PTB-
8.51-001.06) geprüftes Baumuster vom Typ ESD2 der HW-
Version 02.00, ID: S4410190 und U1410354] genannten wahl-
technischen Grenzwerte sind einzuhalten; insbesondere sind
folgende Vorgaben zu beachten beziehungsweise Einstellun-
gen vorzunehmen:

— Allgemein: Speichermodul mit maximal 13 696
Speicherplätzen

— Zahl der Wähler Zahl der Wähler beziehungsweise
beziehungsweise Abstimmende pro Speichermodul:
Abstimmende pro W = 13 696/(S+A) — 7, wobei
Speichermodul: W = Anzahl der Wähler bezie-

hungsweise Abstimmende

S = Zahl der Stimmen eines Wäh-
lers beziehungsweise eines Ab-
stimmenden für alle Wahlen
beziehungsweise Abstimmun-
gen zusammen

A = Anzahl der programmierten
Wahlen

Ist weniger Speicherplatz vorhanden
als für sieben Wähler, muss ein neues
Speichermodul verwendet werden;
wenn nur eine Direktwahl oder ein
Bürgerentscheid durchgeführt wird,
können maximal 6 841 Wähler pro
Speichermodul an der Wahl oder Ab-
stimmung teilnehmen.

— Wahltypen: Nur Typ N1 (einfache Wahl bezie-
hungsweise „1 Stimme/Teil“).

— Anzahl der 
Auswahllisten: 1

— Reihenfolge der 
Auswahllisten: Fest.

— Anzahl der 
Stimmen pro 
Auswahlliste: 1

— Drucktyp: 1

— Mehrfach- oder 
automatische 
Wiederfreigabe: Nein.

— Zahl der Wahlen Maximal zwei Wahlen oder Abstim-
oder Abstimmungen: mungen pro Speichermodul.

— Wahlvorschläge: Da die Tasten des Tastentableaus in
31 Reihen und 36 Spalten angeordnet
sind, ist die Zahl der Wahlvorschläge
bei Direktwahlen auf 31 beschränkt.

— Wahltastentableau: Maximal 1 116 frei programmierbare
Tasten;

— bei Direktwahlen für Wahlvor-
schläge und für die Tasten „un-
gültige Stimme“, „Korrektur“
und „Stimmabgabe“; 

— bei Bürgerentscheiden für die
Tasten „Ja“, „Nein“, „ungültige
Stimme“, „Korrektur“ und
„Stimmabgabe“. 

4.2 Rechtzeitig vor jeder Wahl sind an zentraler Stelle der Ge-
meinde mit besonderer Sorgfalt die Speichermodule jedes
Wahlgeräts mit dem korrekten Wahltyp (Wahltyp N1 für Di-
rektwahlen und Bürgerentscheide) und korrekten Parameter-
werten unter Zuhilfenahme der Initialisierungs-Software zu
programmieren. Dabei ist insbesondere Folgendes zu beach-
ten:

— Zur Wahrung des Wahlgeheimnisses müssen in jedem ver-
wendeten Speichermodul hinreichend viele Stimmen ge-
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speichert werden; die maximal möglichen Stimmen sollen
vor der Wahl beziehungsweise vor der Abstimmung abge-
schätzt werden, damit möglichst pro Wahlgerät ein Spei-
chermodul zur Stimmenspeicherung ausreicht.

— Die Tasten „Stimmabgabe“ und „Korrektur“ sollen zu-
sätzlich auf dem Wahltableau so programmiert werden,
dass sie auch für behinderte Wahlberechtigte leicht zu-
gänglich sind.

— Die Nummern der Wahlvorschläge müssen innerhalb einer
Auswahlliste eindeutig sein (d. h. keine doppelte oder mehr-
fache Vergabe der gleichen Nummer).

— Der Gerätestimmzettel und die Beschriftung der Wahlge-
räte müssen dem amtlichen Stimmzettel entsprechen. Für
die Auswahl ungültiger Stimmen muss ein Feld program-
miert werden.

— Es dürfen keine Stimmzettel oder Auswahllisten ohne Tas-
ten und keine Tasten ohne dazugehörige Stimmzettel oder
Auswahllisten programmiert werden.

— Die Wahltypen müssen eindeutig (unterscheidbar) benannt
werden.

— Die Texte, die den Zustand des Wahlgeräts (Freigabe, Spei-
cherung von Stimmen oder Sperrung gegen Stimmabgaben)
anzeigen, müssen eindeutig (unterscheidbar) gewählt wer-
den.

— Für die geographischen Ordnungsmerkmale sind für Di-
rektwahlen die Begriffe „Wahlbezirk“ und „Wahlkreis“
und für Bürgerentscheide die Begriffe „Stimmbezirk“ und
„Stimmkreis“ vorgeschrieben.

4.3 In Gemeinden, die keine Briefwahlvorstände berufen, dürfen
Wahlgeräte nur verwendet werden, wenn in mindestens einem
Wahl- oder Stimmbezirk mit Stimmzetteln gewählt wird und
dem entsprechenden Wahlvorstand die Aufgaben eines Brief-
wahlvorstandes übertragen werden, § 16 WahlGV.

4.4 Jeder Bedienungsanleitung muss auch der entsprechende An-
hang für die Durchführung von Direktwahlen und Bürgerent-
scheiden in Hessen beiliegen.

4.5 Die Funktionsfähigkeit und die Richtigkeit der Programmie-
rung ist nach Bestimmung des Wahltages und rechtzeitig vor
der Wahl anhand der Bedienungsanleitungen und Wartungs-
vorschriften vom Hersteller oder vom Gemeindevorstand zu
überprüfen und festzustellen, §§ 4 Abs. 1 Satz 1, 15 WahlGV.
Darüber hinaus ist mit mindestens einem Wahlgerät in der
Gemeinde ein Probelauf durchzuführen, der die richtige Regis-
trierung der abgegebenen Stimmen erweist. Der Probelauf ist
von einem unabhängigen Gremium durchzuführen, das ent-
sprechend den für die Bildung eines Wahlvorstands geltenden
KWG- und KWO-Bestimmungen einzurichten ist (Probe-
wahlvorstand). Der Probewahlvorstand wählt das zu erpro-
bende Wahlgerät aus; der Probelauf muss hinsichtlich des
Wähleraufkommens und der Dauer dem Ablauf einer regulä-
ren Wahlhandlung in einem Wahlbezirk entsprechen. Im An-
schluss an die Dokumentation des erfolgreichen Probelaufs
sind die Speichermodule des Gerätes zu löschen.

4.6 Die Wahlgeräte sind vom Gemeindevorstand mit dem Ab-
schluss dieser Feststellung nach §§ 4 Abs. 1 Satz 2, 15 WahlGV
zu versiegeln; dabei müssen zuvor auch die vom Geräteher-
steller angebrachten Siegel an der Elektronikeinheit des Wahl-
gerätes anhand des Gerätepasses kontrolliert werden (verglei-
che Nr. 3.2.10 der Bedienungsanleitung zu den Wahlgeräten
ESD1 und ESD2 vom 28. September 2007).

4.7 Der Gemeindevorstand hat die Wahlgeräte nach §§ 4 Abs. 1
Satz 2, 15 WahlGV nach der Versiegelung so zu verwahren, dass
sie Unbefugten nicht zugänglich sind; dies gilt auch für die
Speichermodule. Für die sichere Verwahrung der Wahlgeräte
ist eine verantwortliche Person zu benennen. Die Art der Ver-
wahrung sowie die tatsächliche Sachherrschaft über die Ge-
räte sind unter Angabe von Namen, Zeiten und Orten lücken-
los zu dokumentieren; Übergaben sind zu quittieren. Dies gilt
für die Zeit von der Übergabe des Wahlgerätes durch den Her-
steller bis zur Aufhebung der Sperrung, Sicherung und Ver-
siegelung des Wahlgerätes nach § 22 Abs. 3 WahlGV.

4.8 Alle Zugriffe von Personen auf das Wahlgerät oder die Spei-
chermodule sind von der verantwortlichen Person nach Nr. 4.7
unter Angabe der Art des Zugriffs, dem Datum, der Uhrzeit
und Dauer des Zugriffs sowie des Namens und der Funk-
tionsbezeichnung der jeweiligen Person zu dokumentieren; da-
bei ist sicherzustellen, dass Zugriffe stets unter gegenseitiger
Kontrolle von mindestens zwei Personen erfolgen. Mit Aus-
nahme der Zeit, in der sich das Wahlgerät in der Obhut des

Wahlvorstandes befindet, gilt die Verpflichtung zur Doku-
mentation der Zugriffe für die gesamte Zeit von der Übergabe
des Wahlgerätes durch den Hersteller bis zur Aufhebung der
Sperrung, Sicherung und Versiegelung des Wahlgerätes nach
§ 22 Abs. 3 WahlGV.

4.9 Die Dokumentationen nach Nr. 4.7 und 4.8 sind vom Gemein-
devorstand sicher zu verwahren und bis zur Aufhebung der
Sperrung, Sicherung und Versiegelung des Wahlgerätes nach
§ 22 Abs. 3 WahlGV aufzubewahren.

4.10 Vor Beginn der Stimmabgabe hat der Wahlvorstand zunächst
die Versiegelung durch den Gemeindevorstand und danach die
Versiegelung durch den Gerätehersteller anhand des Geräte-
begleitscheins zu kontrollieren. Vor Öffnung des Wahlgerätes
zur Prüfung der Herstellerversiegelung ist zu dokumentieren,
ob das Gerätesiegel unversehrt war.

4.11 Vor Beginn der Stimmabgabe hat der Wahlvorstand die Rich-
tigkeit des programmierten Wahltyps und der Parameterein-
stellungen anhand des Prüfprotokolls sowie die Übereinstim-
mung des gerätespezifischen Stimmzettels mit dem amtlichen
Stimmzettel zu kontrollieren und zu bestätigen.

4.12 Bei leichten Problemen während des Wahlvorgangs (zum Bei-
spiel eine verklemmte Wahltableau-Taste) darf der Wahlvor-
stand, um das Wahlgeheimnis zu wahren, nicht an das Wahl-
gerät treten, sondern muss die Wahlfreigabe mit Hilfe des F-
Schlüssels zurücknehmen oder die Stromversorgung durch
Aus- und wieder Einschalten des Wahlgeräts unterbrechen; der
Wähler muss mit der Stimmabgabe neu beginnen.

4.13 Bei einem Stromausfall während der Stimmenspeicherung darf
das Speichermodul nicht entfernt werden. Für die Ersatz-
stromquelle wird eine Kapazität von mindestens 30 Ah zur Si-
cherstellung eines Ersatzbetriebes von mindestens 13 Stunden
ohne Auswechselung empfohlen.

4.14 Der vom Wahlgerät hergestellte Ergebnisausdruck muss so ge-
lagert werden, dass er bis zur Aufhebung der Sperrung, Siche-
rung und Versiegelung nach § 22 Abs. 3 WahlGV zur Doku-
mentation des Wahlergebnisses geeignet ist oder es muss von
ihm eine beglaubigte Ablichtung gemacht werden.

4.15 Für den Fall, dass Fehler auftraten, die Einfluss auf das Wahl-
ergebnis gehabt haben könnten, hat der Gemeindevorstand
nach der Wahl mit dem Hersteller eine (gemeinsame) Auswer-
tung der Fehlerspeicher vorzunehmen.

4.16 Die Wahlgeräte und die Stimmenspeicher sind vom Wahlvor-
steher nach Schließung der Wahlhandlung nach § 8 WahlGV
erneut zu versiegeln.

5. Für die Verwendung aller zugelassenen Wahlgeräte gebe ich
zusätzlich folgende Hinweise:

— Eine Verwendung von Wahlgeräten bei Direktwahlen und
Bürgerentscheiden ist nur möglich, wenn die Sperrung und
Versiegelung der zu verwendenden Wahlgeräte nach § 22
Abs. 3 WahlGV aufgehoben worden sind. Wahlgeräte, die
anlässlich einer Direktwahl bei der ersten Wahl verwendet
worden sind, können daher bei einer erforderlichen Stich-
wahl nicht eingesetzt werden. 

— Wahlgeräte nach Nr. 2 können auch in einzelnen Wahlbe-
zirken eingesetzt werden.

— Wird bei verbundenen Wahlen oder Abstimmungen in ei-
nem Wahlbezirk eine der verbundenen Wahlen oder Ab-
stimmungen mit Stimmzetteln, die andere unter Verwen-
dung eines Wahlgerätes durchgeführt, ist die Wahl- bezie-
hungsweise Stimmberechtigung bei Betreten des Wahl-
raumes festzustellen; für die übrigen Voraussetzungen bei
verbundenen Wahlen mit Wahlgeräten bitte ich, § 23
WahlGV zu beachten.

6. Ich bitte die Kreisausschüsse der Landkreise, die kreisange-
hörigen Gemeinden anlassbezogen über die Zulassung und Ge-
nehmigung der Wahlgeräte zu unterrichten. Von dem beab-
sichtigten Einsatz von Geräten nach Nr. 2.2 bitte ich mich zwei
Monate vor dem Wahltag zu informieren.

7. Meine Genehmigung vom 13. Februar 2006 über die Verwen-
dung von Wahlgeräten bei Direktwahlen und Bürgerentscheide
sowie bei Kreis-, Gemeinde- und Ortsbeiratswahlen wird auf-
gehoben. 

Wiesbaden, 6. Dezember 2007

Hessisches Ministerium 
des Innern und für Sport
II 11 — 03 e 32 — 03 — 07/002
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